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O F F E N E R   B R I E F  
 
Vom 17. Juni 1953 bis heute: Die fortwährende Aggression des Kremls gegen die Freiheit. 
 
Sehr geehrte Frau Regierende Bürgermeisterin Giffey, 

wir können heute nicht den Opfern der Niederschlagung des Volksaufstands des 17. Juni 
1953 gedenken, ohne die Kriegsverbrechen der russischen Armee in der Ukraine zu 
erwähnen. 

Wir können heute nicht den damaligen Aufstand gegen die SED-Diktatur würdigen, ohne uns 
zu schämen, wie Berlin mit hiesigen Protestaktionen gegen die russischen Kriegsverbrechen 
in der Ukraine umgeht. 

An diesem Tag, dem 17. Juni, erinnern wir uns an die Menschen, die vor 69 Jahren in der 
DDR gegen die Politik der SED aufbegehrten. Und wir erinnern uns daran, wie dieser 
Volksaufstand von sowjetischen Panzern blutig niedergeschlagen wurde. Diese Panzer 
wurden vom Kreml befehligt. Lange durften wir meinen, der Aufstand vom 17. Juni 1953 
habe sein glückliches Ende im Mauerfall vom 9. November 1989 gefunden. Heute sind wir 
Zeugen, wie erneut der Kreml seine Panzer schickt, diesmal um eine freie und friedliebende 
Nation, die Ukraine, zu vernichten. Fassungslos sehen wir Bilder der Zerstörung, Vernichtung 
und der tausendfachen Kriegsverbrechen. 

Am 22. Juni 1953 beschloss der West-Berliner Senat zum Gedenken an die Opfer des 
Arbeiteraufstandes in Ost-Berlin und der DDR, die Achse zwischen dem heutigen Ernst-
Reuter-Platz und dem Brandenburger Tor in „Straße des 17. Juni“ umzubenennen. Am 4. 
August 1953 erklärte die damalige Bundesregierung den 17. Juni als „Tag der deutschen 
Einheit“ zum gesetzlichen Feiertag. Bis 1990 war der 17. Juni bundesweiter Feier- und 
Gedenktag. 

Östlich des Brandenburger Tors, an der Verlängerung der Straße des 17. Juni liegt die 
Russische Botschaft („Unter den Linden“). Seit dem jüngsten russischen 
völkerrechtswidrigen Angriffs-und Vernichtungskrieg auf die Ukraine finden hier häufig 
Proteste statt.   

Auf dem Mittelstreifen vor der russischen Botschaft in Berlin standen bis zum 13. April u.a. 
folgende Gedenk- und Protestelemente: Ein Baustellenschild mit dem Namensschild "W. 
Selenskyj Platz 1" und ein anderes mit dem Namen "Freedom Square". Dazwischen waren 
zwei Seile gespannt mit acht DIN A2 großen laminierten Farbplakaten.  

Die Plakate hingen seit dem 8. April zwischen den zwei Pfosten, nachdem sie zuvor von den 
Absperrgittern entfernt wurden. Die Plakate wurden am 13. April 2022 zum zweiten Mal 
entfernt zusammen mit den übrigen Protestelementen. Den Mittelstreifen vor der Botschaft 
säuberte man von allen Zeichen des Protestes. Kerzen, Blumen, Plakate, alles wurde 
entsorgt. Auch die 134 Paar Kindersocken - aufgehängt an einer Leine zwischen zwei 
Bäumen -, die an die Zahl der bis dahin getöteten ukrainischen Kinder erinnerten, wurden 
entsorgt, ebenso Fotos von den Gräueltaten der russischen Armee in Butscha oder in 
Mariupol.  

Es wirkt, als sei es in Berlin politisch nicht erwünscht, dass vor der russischen Botschaft 
Zeichen des Protestes sichtbar sind. Sie wird von Protesten abgeschirmt: Nicht nur ist der 
Bürgersteig vor der Botschaft mit Absperrgittern nicht länger begehbar, Absperrgitter stehen 



AUSGEWÄHLTE TEXTE 
__________________________________________________________________________________ 

auch auf dem Mittelstreifen, noch vor den Bäumen und den Bänken. Und nun wurde auch 
der Fußgänger-Mittelstreifen geräumt. Wer hat diese „Säuberung“ veranlasst? Es gab keine 
Hinweise auf eine Zerstörung, sondern auf ein großes Reinemachen. Nichts, aber auch nichts 
ist liegengeblieben.   

Auf wiederholtes Nachfragen beim Polizeiabschnitt 28 (Alt-Moabit 145) konnte man uns 
keine Auskunft geben. Am 19. April 2022 stellten wir eine Strafanzeige gegen Unbekannt. 
Am 3. Mai 2022 antwortete die Amtsanwaltschaft Berlin, dass von der Einleitung 
strafrechtlicher Ermittlungen abgesehen wurde. Die Protestelemente seien im Rahmen eines 
„Ordnungswidrigkeitsverfahrens wegen Verstoßes gegen das Berliner Straßengesetz im 
Auftrag der Polizei Berlin durch Mitarbeiter der BSR entfernt“ worden. 

Als Sprecher der Lagergemeinschaft Workuta / GULag Sowjetunion setze ich mich dafür ein, 
das Unrecht des Kommunismus zu dokumentieren, indem ich die Biografien derjenigen 
politischen Häftlinge festhalte, die von einem Sowjetischen Militärtribunal in der 
Sowjetischen Besatzungszone oder in der frühen DDR unrechtmäßig zu langjährigen 
Haftstrafen verurteilt wurden und die diese in einem Straflager – vorwiegend im 
Lagerkomplex Workuta - in der Sowjetunion verbüßen mussten.  

Dass die Hauptstadt des glücklich wiedervereinigten Deutschlands hiesige Proteste gegen die 
russischen Kriegsverbrechen in der Ukraine als „Ordnungswidrigkeit“ einstuft und die 
Gegenstände als Müll entsorgt, erfüllt mich mit Entsetzten und Abscheu. Viele Berliner, 
ebenso Touristen und auch geflohene Ukrainer, blieben vor den Protestplakaten stehen und 
waren dankbar für diese öffentlichen Zeichen der Solidarität mit dem ukrainischen Volk. Die 
Berliner „Säuberung“ ist ein schäbiger Akt, im Auftrag der Polizei und durchgeführt durch die 
BSR. So eine Rücksichtnahme auf russische Befindlichkeiten wäre in den osteuropäischen 
Hauptstädten Warschau, Prag, Tallin, Riga oder Vilnius unvorstellbar.  

 
Mit freundlichem Gruß 
Stefan  Krikowski 
 


